BELEHRUNGEN
ZUSTELLUNG EINER ABSHRIFT DES ANTRAGS AN DEN VERFAHRENSBETEILIGTEN

(Zivilverfahren)

I. Sie haben soeben eine Abschrift des Antrags samt Anlagen erhalten, was bedeutet, dass Sie Beteiligter eines vor dem Gericht geführten Verfahrens sind. Das vorliegende Schreiben enthält wichtige Hinweise über die Rechte und Pflichten des Verfahrensbeteiligten und zeigt den weiteren Fortgang des gerichtlichen Verfahrens auf.
Ein Verfahrensbeteiligter, der die Hinweise nicht zur Kenntnis nimmt, trägt das Risiko der sich daraus ergebenden prozessualen Konsequenzen, einschließlich der Folgen, die sich aus der Unkenntnis der dort genannten Rechte und Pflichten ergeben.
Antragsteller – Person, die beim Gericht den Antrag auf Einleitung des Verfahrens gestellt hat (z. B. auf Feststellung des Erbfalls, auf Erbteilung, auf Aufhebung des Miteigentums, auf Güterteilung ehemaliger Ehegatten, auf Ersitzung);

Beteiligter – Person, die am Verfahren teilnimmt (einschließlich des Antragstellers);

Antrag – vom Antragsteller eingereichtes Schreiben zur Einleitung des Verfahrens;

Vorbereitender Schriftsatz – vom Beteiligten eingereichtes Schreiben, z. B. eine Antwort auf den Antrag oder weitere im Laufe des Verfahrens eingereichte Schriftsätze.

II. Der Vorsitzende kann den Beteiligten verpflichten, innerhalb einer festgesetzten Frist von mindestens zwei Wochen eine Erwiderung auf den Antrag einzureichen. In diesem Fall ist die Einreichung der Antragserwiderung eine Pflicht des Beteiligten (Art. 5112 § 1 des Gesetzes „Zivilprozessordnung“ vom 17. November 1964 (Dz.U.2024.1568 kodifizierte Fassung, im Folgenden: ZPO).
Eine nach Ablauf dieser Frist eingereichte Antragserwiderung ist zurückzuweisen (Art. 2051 § 2 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
Die Antragserwiderung muss enthalten (Art. 126 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO):

a) die Bezeichnung des Gerichts, an das sie gerichtet ist, und die Angabe der Aktenzeichen,
b) die Vor- und Nachnamen oder Namen der Beteiligten, ihrer gesetzlichen Vertreter und Bevollmächtigten; 
c) die Angabe der Art des Schriftstücks (Antragserwiderung); 
d) den Inhalt des Antrags oder der Erklärung;
e) falls dies für die Entscheidung der Sache erforderlich ist – die Angabe der Tatsachen, auf die der Beteiligte seinen Antrag oder seine Erklärung stützt, sowie die Angabe der Beweise zum Nachweis jeder dieser Tatsachen; 
f) die Unterschrift des Beteiligten oder seines gesetzlichen Vertreters oder Bevollmächtigten; 
g) eine Auflistung der Anlagen. 
Der Beteiligte sollte seiner Antragserwiderung Folgendes beifügen: 
a) die in der Antragserwiderung genannten Anlagen (Art. 126 § 11 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO); 
b) eine Abschrift der Antragserwiderung und die Abschriften der Anlagen zur Zustellung an die an der Sache beteiligten Personen sowie, wenn die Anlagen nicht im Original beim Gericht eingereicht wurden, je eine Abschrift jeder Anlage für die Gerichtsakte (Art. 128 § 1 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
Der Beteiligte, der eine natürliche Person ist, hat in seinem ersten Schriftsatz seine PESEL-Nummer (polnische Identifikationsnummer) anzugeben, sofern er zur Führung einer solchen verpflichtet ist oder diese trotz fehlender Verpflichtung besitzt. Ein Beteiligter, der keine natürliche Person ist, hat die Nummer im Landesgerichtsregister (KRS) und bei deren Fehlen die Nummer in einem anderen zuständigen Register, einer Evidenz oder die USt.-ID (NIP) anzugeben, sofern er zu deren Führung verpflichtet ist (Art. 2081 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
III. Die Abgabe eines Verfahrensschriftstücks bei einer polnischen Filiale eines Postuniversaldienstleisters in der Republik Polen oder bei einer ausländischen Poststelle eines Postuniversaldienstleisters in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union steht der Einreichung bei Gericht gleich. Gleiches gilt für die Abgabe eines Schreibens durch einen Soldaten beim Kommando einer Militäreinheit oder durch eine Person, der die Freiheit entzogen ist, bei der Verwaltung der Strafvollzugsanstalt sowie durch ein Besatzungsmitglied eines polnischen Seeschiffs beim Kapitän des Schiffes (Art. 165 §§ 2 und 3 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
IV. Der Lauf der vom Gericht oder dem Vorsitzenden festgesetzten Frist (richterliche Frist) beginnt mit der Verkündung des entsprechenden Beschlusses oder der entsprechenden Verfügung, und sofern das Gesetz eine Zustellung von Amts wegen vorsieht – mit deren Zustellung (Art. 164 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
V. In jeder Phase des Verfahrens kann die Partei einen Verfahrensbevollmächtigten bestellen. Die Bestellung eines Prozessbevollmächtigten in Person eines Rechtsanwalts, eines Rechtsbeistands oder eines Patentanwalts ist nicht zwingend vorgeschrieben (Art. 2052 § 1 Ziff. 2 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO). Die Prozessvollmacht kann als allgemeine Vollmacht, zur Führung einzelner Rechtssachen oder für bestimmte Verfahrenshandlungen erteilt werden.
Als Prozessbevollmächtigter kann ein Rechtsanwalt oder ein Rechtsbeistand auftreten; in Angelegenheiten des gewerblichen Rechtsschutzes auch ein Patentanwalt. Darüber hinaus können Personen, die das Vermögen oder die Interessen des Beteiligten verwalten, sowie Personen, die in einem ständigen Auftragsverhältnis zum Beteiligten stehen, sofern der Gegenstand des Rechtsstreits in den Bereich dieses Auftrags fällt, als Bevollmächtigte fungieren, sowie die Eltern, der Ehegatte, die Geschwister oder Abkömmlinge des Beteiligten sowie Personen, die zum Beteiligten in einem Adoptionsverhältnis stehen (Art. 87 § 1 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
Bevollmächtigter einer juristischen Person oder eines Unternehmers, einschließlich solcher ohne Rechtspersönlichkeit, kann auch ein Angestellter dieser Einheit oder ihres übergeordneten Organs sein. Eine juristische Person, die auf der Grundlage gesonderter Vorschriften die Rechtsberatung eines Unternehmers, einer juristischen Person oder einer anderen Organisationseinheit erbringt, kann im Namen des Unternehmens, für das sie Rechtsdienstleistungen erbringt, einem Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand eine Prozessvollmacht erteilen, wenn sie von diesem Unternehmen dazu ermächtigt wurde (Art. 87 § 2 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
Eine Prozessvollmacht, die ausschließlich die Ermächtigung zur Entgegennahme gerichtlicher Schriftstücke umfasst (Zustellungsbevollmächtigter), kann jeder natürlichen Person erteilt werden, die voll prozessfähig ist.

Der Bevollmächtigte ist verpflichtet, bei seiner ersten Prozesshandlung eine schriftliche Vollmacht mit der Unterschrift des Vollmachtgebers oder eine beglaubigte Abschrift der Vollmacht sowie andere Dokumente zum Nachweis seiner Vertretungsmacht einzureichen – alle diese Dokumente zusammen mit einer Abschrift für die übrigen Beteiligten (Art. 89 § 1 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
VI. Eine Befreiung von den Gerichtskosten kann eine natürliche Person beantragen, wenn sie eine Erklärung abgibt, aus der hervorgeht, dass sie diese Kosten nicht tragen kann, ohne den für sich und ihre Familie notwendigen Lebensunterhalt zu beeinträchtigen, oder dass die Übernahme dieser Kosten eine solche Beeinträchtigung zur Folge hätte (Art. 102 Abs. 1 des Gesetzes über die Gerichtskosten in Zivilsachen vom 28. Juli 2005, Dz.U.2025.1228, kodifizierte Fassung, im Folgenden „GKG“). Dem Antrag auf Befreiung von den Gerichtskosten ist eine Erklärung beizufügen, die detaillierte Angaben zum Familienstand, zum Vermögen, zum Einkommen und zu den Einkommensquellen der Person enthält, die die Befreiung beantragt (Art. 102 Abs. 2 GKG). Die Erklärung ist nach einem festgelegten Muster abzufassen. Das Formular ist auf der Website des Justizministeriums oder in der Geschäftsstelle des Gerichts erhältlich. Wird das vorgenannte Formular nicht zusammen mit dem Antrag auf Befreiung von den Gerichtskosten eingereicht, so ist der Antrag formell mangelhaft. Eine juristische Person sowie eine organisatorische Einheit, die keine juristische Person ist und der vom Gesetz Rechtsfähigkeit zuerkannt wird, kann vom Gericht von den Gerichtskosten befreit werden, wenn sie nachgewiesen hat, dass sie nicht über ausreichende Mittel verfügt, um diese zu bezahlen (Art. 103 Abs. 1 GKG).
Ein Beteiligter, der vom Gericht ganz oder teilweise von den Gerichtskosten befreit wurde, kann die Bestellung eines Rechtsanwalts oder Rechtsbeistands verlangen. Eine natürliche Person, die nicht vom Gericht von den Gerichtskosten befreit wurde, kann die Bestellung eines Rechtsanwalts oder Rechtsberaters verlangen, wenn sie eine Erklärung abgibt, aus der hervorgeht, dass sie nicht in der Lage ist, die Kosten der Vergütung eines Rechtsanwalts oder Rechtsbeistands ohne Beeinträchtigung des für sie und ihre Familie notwendigen Unterhalts zu tragen (das Formular ist auf der Website des Justizministeriums oder am Sitz des Gerichts erhältlich). Eine juristische Person oder eine andere Organisationseinheit, der das Gesetz Parteifähigkeit zuerkennt und die nicht vom Gericht von den Gerichtskosten befreit wurde, kann die Bestellung eines Rechtsanwalts oder Rechtsbeistands beantragen, wenn sie nachweist, dass sie nicht über ausreichende Mittel zur Deckung der Kosten für das Honorar des Rechtsanwalts oder Rechtsbeistands verfügt. Der Antrag auf Bestellung eines Rechtsanwalts oder Rechtsbeistands ist vom Beteiligten zusammen mit dem Antrag auf Befreiung von den Gerichtskosten oder gesondert, schriftlich oder mündlich zu Protokoll, bei dem Gericht zu stellen, bei dem die Klage erhoben werden soll oder bereits anhängig ist. Das Gericht gibt dem Antrag nur statt, wenn es die Mitwirkung eines Rechtsanwalts oder Rechtsbeistands in der Sache für erforderlich hält (Art. 117 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
VII. Im Laufe des Verfahrens darf ein vorbereitender Schriftsatz nur eingereicht werden, wenn der Vorsitzende dies anordnet und nur innerhalb der von ihm festgesetzten Frist. (Art. 2052 § 1 Ziff. 3 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO). Während des Verfahrens kann der Vorsitzende in begründeten Fällen den Austausch von vorbereitenden Schriftsätzen zwischen den Beteiligten anordnen und dabei die Reihenfolge der Einreichung der Schriftsätze, die Fristen für die Einreichung der Schriftsätze und die zu klärenden Umstände festlegen (Art. 2053 § 1 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
In den vorbereitenden Schriftsätzen ist der Sachverhalt kurz darzulegen, anzugeben, welche Tatsachen der Beteiligte zugesteht und welche sie bestreitet, sowie zu den von den übrigen Beteiligten angeführten Behauptungen und Beweismitteln Stellung zu nehmen. In diesen Schriftsätzen können die Beteiligten auch die Rechtsgrundlagen ihrer Forderungen oder Anträge angeben (Art. 127 §§ 1 und 2 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
Der Vorsitzende kann darüber hinaus einen Beteiligten verpflichten, in seinem vorbereitenden Schriftsatz alle für die Entscheidung des Falles relevanten Behauptungen und Beweismittel anzugeben, andernfalls verliert er das Recht, diese im weiteren Verfahren geltend zu machen. In einem solchen Fall sind Behauptungen und Beweismittel, die unter Verletzung der vorstehenden Pflicht angeführt wurden, zurückzuweisen, es sei denn, der Beteiligte macht glaubhaft, dass deren Vorbringen zuvor nicht möglich war oder dass die Notwendigkeit ihres Vorbringens erst später entstanden ist (Art. 2053 § 2 ZPO). 

Der Vorsitzende ordnet die Rückgabe eines vorbereitenden Schriftsatzes an, der unter Missachtung der Frist oder ohne entsprechende Anordnung eingereicht wurde (Art. 2053 § 5 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
VIII. Die Beweislast für eine Tatsache liegt bei der Person, die aus dieser Tatsache Rechtsfolgen ableitet (Art. 6 des Gesetzes „Zivilgesetzbuch“ vom 23. April 1964 (Dz.U.2025.1071, kodifizierte Fassung).
Der Beteiligte, der sich auf eine bestimmte Tatsache beruft und daraus für sich günstige Rechtsfolgen ableitet, ist verpflichtet, Beweise zu deren Feststellung anzugeben (Art. 232 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
Allgemein bekannte Tatsachen bedürfen keiner Beweisführung, und das Gericht berücksichtigt sie auch ohne Bezugnahme durch die Beteiligten. Keines Beweises bedürfen zudem Tatsachen, über die Informationen allgemein zugänglich sind ,sowie Tatsachen, die dem Gericht von Amts wegen bekannt sind (Art. 228 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
Tatsachen, die im Laufe des Verfahrens von den übrigen Beteiligten zugestanden wurden, bedürfen keines Beweises, sofern das Geständnis keine Zweifel aufwirft (Art. 229 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
Wenn ein Beteiligter sich nicht zu den Tatsachenbehauptungen der übrigen Beteiligten äußert, kann das Gericht unter Berücksichtigung des gesamten Verfahrens diese Tatsachen als zugestanden betrachten (Art. 230 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
IX. Das Verfahren kann durch den Abschluss eines Vergleichs zwischen den Beteiligten beendet werden, sofern ein solcher Vergleich zulässig ist. Der Vergleich kann vor einem Mediator oder vor Gericht geschlossen werden (Art. 2052 § 1 Ziff. 1 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO). Der Vergleich ist eine Möglichkeit zur schnellen Beilegung eines Verfahrens; das Gericht strebt in jeder Phase des Verfahrens eine gütliche Beilegung des Streits an, insbesondere indem es die Beteiligten zur Mediation auffordert (Art. 10 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO). Das Gericht kann die Beteiligten im Laufe des Verfahrens an ein Mediationsverfahren verweisen. Die Mediation ist eine Möglichkeit der gütlichen Beilegung von Streitigkeiten. Sie wird unter Beteiligung eines neutralen Mediators auf neutralem Boden durchgeführt, ist vertraulich und freiwillig. Darüber hinaus ist sie eine wesentlich kostengünstigere Methode der Streitbeilegung als ein Gerichtsverfahren.
Die Mediation wird von einem Mediator durchgeführt, der verschiedene Methoden zur gütlichen Beilegung des Streits anwendet, darunter die Unterstützung der Parteien bei der Ausarbeitung von Vergleichsvorschlägen, oder auf den übereinstimmenden Antrag der Beteiligten kann er zudem Wege zur Beilegung des Rechtsstreits aufzeigen, die für die Beteiligten nicht bindend sind (Art. 1833a ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO). Der Mediator, die Beteiligten und andere an dem Mediationsverfahren beteiligte Personen sind verpflichtet, die ihnen im Zusammenhang mit der Durchführung der Mediation bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten. Die Beteiligten können den Mediator und andere an dem Mediationsverfahren beteiligte Personen von dieser Verpflichtung entbinden (Art. 1834 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO). Ein vor dem Mediator geschlossener Vergleich hat nach seiner Bestätigung durch das Gericht die Rechtskraft eines vor Gericht geschlossenen Vergleiches. Ein vor einem Mediator geschlossener Vergleich, der durch die Erteilung der Vollstreckungsklausel bestätigt wurde, stellt einen Vollstreckungstitel dar. Im Falle eines gerichtlichen Vergleichs werden die Kosten des Verfahrens gegeneinander aufgehoben, sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben (Art. 104 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO). Wird nach Beginn der mündlichen Verhandlung ein Vergleich geschlossen, erstattet das Gericht dem Kläger die Hälfte der Gerichtsgebühr (Art 79 Abs. 1 Ziff. 3 Buchst. c) GKG). Wird ein Vergleich, auch vor einem Mediator, vor Beginn der mündlichen Verhandlung in der ersten Instanz geschlossen, erstattet das Gericht dem Kläger die gesamte Gerichtsgebühr zurück (Art. 79 Abs. 1 Ziff. 1 Buchst. h) GKG); wird der Vergleich vor einem Mediator nach Beginn der mündlichen Verhandlung geschlossen, erstattet das Gericht drei Viertel der für die verfahrenseinleitende Schrift oder die Einwendungen gegen den Zahlungsbefehl entrichteten Gebühr zurück (Art. 79 Abs. 1 Ziff. 2 Buchst. a) GKG). 
Wenn die Parteien vor Gericht einen Vergleich getroffen haben oder ein vor dem Mediator getroffener Vergleich bestätigt wurde, stellt das Gericht das Verfahren ein (Art. 355 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
X. Die Beteiligten des Verfahrens sind verpflichtet, ihre Verfahrenshandlungen nach den Regeln der guten Sitten vorzunehmen, Erklärungen zum Sachverhalt wahrheitsgemäß und ohne Verschweigen von Tatsachen abzugeben sowie Beweismittel vorzulegen (Art. 3 ZPO).
Die in den Verfahrensvorschriften vorgesehenen Rechte dürfen von den Beteiligten des Verfahrens nicht in einer Weise ausgeübt werden, die dem Zweck, für den sie geschaffen wurden, zuwiderläuft (Missbrauch des Verfahrensrechts) (Art. 41 ZPO).

XI. Eine mündliche Verhandlung im nichtstreitigen Verfahren findet in den gesetzlich vorgesehenen Fällen statt. In anderen Fällen liegt die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung im Ermessen des Gerichts. Auch wenn keine mündliche Verhandlung anberaumt wurde, kann das Gericht vor der Entscheidung die Beteiligten in einer gerichtlichen Sitzung anhören oder von ihnen schriftliche Erklärungen einholen. Doch selbst in Fällen, in denen das Gesetz die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vorschreibt, kann das Gericht, ohne die Beteiligten zur Teilnahme an der Verhandlung aufzufordern, den Antrag in nichtöffentlicher Sitzung zurückweisen, wenn sich aus dem Inhalt des Antrags ein offensichtlicher Mangel an Befugnis des Antragstellers ergibt (§ 514 ZPO).

XII. Das Fernbleiben der Beteiligten steht der Verhandlung der Sache nicht entgegen (Art. 513 ZPO).
XIII. Der Beteiligte hat die Verletzung von Verfahrensvorschriften gegenüber dem Gericht zu rügen und die Protokollierung dieser Rüge zu beantragen. Die Rüge ist spätestens im nächsten Termin zu erheben (Art. 162 § 1 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
XIV. Die Beteiligten und ihre Vertreter sind verpflichtet, dem Gericht jede Änderung ihres Wohnsitzes und, im Falle von Beteiligten, die keine natürlichen Personen sind, ihres Sitzes mitzuteilen. Ein Beteiligter, der als Unternehmer im Zentralen Gewerberegister eingetragen ist, ist verpflichtet, dem Gericht jede Änderung der in diesem Register angegebenen Zustellungsadresse mitzuteilen.
Im Falle der Verletzung der oben genannten Pflichten wird das gerichtliche Schriftstück mit der Wirkung einer Zustellung in den Gerichtsakten belassen, es sei denn, die neue Anschrift ist dem Gericht bekannt (Art. 136 § 2 ZPO i.V.m. Art. 13 § 2 ZPO).
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